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Das Monsanto-Tribu-
nal vom vergangenen 
Wochenende war eine 

der wichtigsten Initiativen 
der Zivilgesellschaft der ver-
gangenen Jahre. Aus welchem 
Grund haben Sie sich im 
Organisationskomitee enga-
giert?

Das Tribunal vertritt die Rechte 
der internationalen 
Zivilgesellschaft ge-
genüber Monsanto. 
Ich selbst bin Juristin, 
Politikerin und Mit-
glied in zwei Nicht-
regierungsorganisa-
tionen. Daher weiß 
ich, wie schwierig 
es für die Opfer von 
Monsanto ist, gegen 
diesen Konzern zu 
klagen.

Welche Konse-
quenz wird die 
Initiative haben?

Zunächst einmal 
muss man verstehen, 
dass es nicht Ziel des 
Tribunals war, Monsanto zu verur-
teilen oder zu bestrafen. Aus die-
sem Grund ist auch die Reaktion 
von Monsanto, diese Veranstal-
tung sei ein Witz und habe keiner-
lei Bedeutung, völlig irrelevant. 
Es geht nicht um die direkte juri-
stische Konsequenz für den Kon-
zern. Es geht darum herauszufin-
den, ob die Tätigkeiten von Mon-
santo den internationalen Regeln 
entsprechen. Ich hoffe, dass es als 
Ergebnis eine juristische Entschei-
dung darüber geben wird, ob die 
Tätigkeiten von Monsanto legal 
sind und welche nicht.

Eröffnet dieses Tribunal 
Möglichkeiten, internationale 
Strafgesetze für den Schutz 
der Natur und die Gesundheit 
zu etablieren?

Ich denke, jeder kann erkennen, 
dass sich die in Den Haag vorge-
tragenen Zeugenaussagen aus den 
verschiedenen Regionen der Welt 
sehr ähneln. Wir stellen weltweit 
fest: Es gibt die gleichen Erkran-
kungen bei Menschen, die glei-
chen Probleme in der Landwirt-
schaft, die gleichen Probleme in 
der Natur. Das Sterben von Teilen 
der Umwelt ist überall unüberseh-
bar. Was die Möglichkeiten des 
heutigen internationalen Rechts 
diesbezüglich angeht, benötigen 
wir zwei Dinge: Erstens brauchen 
wir ein internationales Strafge-
richt für den Schutz der Natur 
und der Gesundheit. Und zwei-
tens benötigen wir Gesetze, die 
die Verurteilung von multinatio-
nalen Unternehmen ermöglichen. 
Wir haben dazu bereits lokale und 
nationale Strafgesetze, aber wir 

haben keine diesbezüglichen inter-
nationalen Strafgesetze.

Wie schätzen Sie den Einfluss 
des Ergebnisses des Tribunals 
auf die Entwicklung einer 
unabhängigen wissenschaftli-
chen Forschung ein?

Bei den Zeugenaussagen der Wis-
senschaftler konnten wir feststel-
len, wie schwierig es die unab-

hängigen Forscher im 
Moment haben. Die 
Unternehmen haben 
viele Verbindungen 
zu den Universitä-
ten und beeinflussen 
die Forschung. Mit 
ihren Interessen be-
einflussen sie auch 
die Politiker und die 
Mitarbeiter in den 
Verwaltungen. Au-
ßerdem ist es immer 
schwieriger gewor-
den, Geld für die 
Forschung zu bekom-
men. Ich hoffe, dass 
die Entscheidung des 
Tribunals präzisie-

ren helfen wird, welche Studien 
heutzutage als wissenschaftlich 
sicher gelten, welche Ergebnisse 
als wahrscheinlich und welche als 
unbewiesen. Außerdem hoffe ich, 
dass die Rechtsanwälte der Opfer 
in den verschiedenen Ländern die 
Entscheidung des Tribunals für ih-
re Arbeit nutzen und in der Folge 
auch neue Studien fordern werden, 
um damit offene Fragen zu beant-
worten.

Welche Verantwortung ha-
ben die Menschen in den 
Industrie ländern, insbesonde-
re in der BRD?

Die deutsche Öffentlichkeit spielt 
eine sehr wichtige Rolle in Eu-
ropa. Die Menschen in Deutsch-
land sind sehr umweltbewusst 
und nehmen darin eine Vorreiter-
stellung ein. Gleichzeitig ist es 
Deutschland, dass innerhalb der 
EU die Evaluation von Glypho-
sat übernommen hat. Und es sind 
somit deutsche Institutionen, die 
die Evaluationsergebnisse ge-
heimhalten und die Studien nicht 
veröffentlichen bzw. die positive 
Bewertung von Glyphosat seit den 
achtziger Jahren fortsetzen. Mitt-
lerweile sind fast 40 Jahre vergan-
gen, und es gibt neue Studien. Es 
gibt neue Forschungsergebnisse 
zu den Ursachen von Krebs, aber 
die werden nicht berücksichtigt. 
Ich denke, die deutsche Öffent-
lichkeit sollte den Behörden, die 
die Wirkung von Glyphosat evalu-
ieren, viele Fragen stellen.

 Interview: Regina Schwarz

Israelische Polizisten 
 erschießen Palästinenserin
Tel Aviv. Israelische Grenzpolizisten 
haben im Westjordanland eine 19jäh-
rige Palästinenserin erschossen. Die 
palästinensische Nachrichtenagentur 
Maan gibt das Alter der Getöteten mit 
23 Jahren an. Die Frau soll sich laut 
Grenzpolizei am Mittwoch dem gesi-
cherten Kontrollpunkt an der Tapuach-
Kreuzung südlich von Nablus genähert 
haben. Nachdem die Einsatzkräfte 
Warnschüsse abgegeben hatten, soll die 
mutmaßliche Angreiferin ein Messer 
gezogen haben, woraufhin sie von den 
Beamten erschossen wurde. (dpa/jW)

Islamisten sollen aus  
Aleppo abziehen
Istanbul. Der türkische Staatspräsident 
Recep Tayyip Erdogan hat sich nach 
eigenen Angaben bei einem Telefonat 
mit seinem russischen Amtskollegen 
Wladimir Putin auf einen Abzug der 
Fatah Al-Scham aus Aleppo geeinigt. 
»Wir haben diesbezüglich unseren 

Freunden die nötigen Befehle erteilt«, 
sagte Erdogan am Mittwoch vor Orts-
vorstehern in Ankara, ohne weitere 
Details zu nennen. Mit dem Rückzug 
der islamistischen Miliz, die sich frü-
her Al-Nusra-Front nannte, könne der 
»Frieden für das Volk von Aleppo« 
gewährleistet werden. Erdogan warnte 
außerdem vor einer neuen Fluchtbe-
wegung, sollten die Kämpfe in Aleppo 
nicht gestoppt werden.  (dpa/jW)

BASF-Unglück: Leiche im  
Hafen geborgen
Ludwigshafen. Zwei Tage nach der tödli-
chen Explosion bei BASF in Ludwigs-
hafen haben Polizeitaucher in einem 
Hafenbecken die Leiche eines Mannes 
entdeckt. Ob es sich dabei um den ver-
missten Matrosen eines Tankschiffes 
handele, wisse man noch nicht, sagte 
eine Polizeisprecherin am Mittwoch 
in Ludwigshafen. Der Tote müsse erst 
obduziert werden. Bei der Explosion, 
deren Gründe bisher noch nicht geklärt 
sind, waren am Montag zwei Mitarbei-
ter der Werksfeuerwehr getötet wor-

den. Der Matrose wurde anschließend 
vermisst. Mehr als 20 Menschen wur-
den verletzt, darunter mehrere schwer. 
 (dpa/jW)

Klage gegen 
 Beförderungsverbot
Berlin. Das »Zentrum für Politische 
Schönheit« (ZPS) hat am Mittwoch im 
Namen einer Gruppe Geflüchteter aus 
Syrien beim Berliner Verwaltungsge-
richt Klage gegen das Bundesinnenmi-
nisterium eingereicht. Gegenstand sei 
dessen »rechtswidrige Einmischung« 
in die Aktion »Flüchtlinge fressen« 
des ZPS, welche die »Verfassungswid-
rigkeit von Paragraph 63 des Aufent-
haltsgesetzes« belegen sollte. Mit der 
Klageschrift von Rechtsanwalt Markus 
Goldbach werden 23 syrische Flücht-
linge vertreten, denen mit Verweis auf 
das Beförderungsverbot die Einreise 
per Flugzeug verwehrt worden war. 
Im Rahmen des Freilufttheaterstücks 
»Flüchtlinge fressen« war für diesen 
Fall davon gesprochen worden, Ge-
flüchtete an Tiger zu verfüttern.  (jW)

NACHRICHTEN

Mehrere Demonstranten sind am Mittwoch bei Protesten vor der US-Botschaft in der 

philippinischen Hauptstadt Manila durch die Polizei verletzt worden. Wie die Zeitung The Guardian meldete, fuhr ein Po-

lizeiauto in die Kundgebung und überrollte mehrere Menschen, drei Verletzte wurden im Krankenhaus behandelt. Neben 

Studenten nahmen auch Arbeiter und Indigene an der Demonstration teil. Sie forderten das Ende der US-amerikanischen 

Truppenpräsenz in den Philippinen. Organisiert wurde der Protest vom linken Bündnis Bayan (Nation).  (jW)

Rendezvous in Szene gesetzt
»Trialog« zwischen SPD, Linke und Grünen geht im Dezember in neue Runde

Ein zweites Treffen unter der 
Überschrift »Trialog« ist schon 
vereinbart. Am 11. Dezember 

wollen sich SPD, Linkspartei und Grüne 
erneut zusammensetzen, um über eine 
mögliche Koalition nach der Bundes-
tagswahl 2017 zu sprechen. Am Diens-
tag abend traf sich die Runde in Berlin 
erstmals, von jeder Partei nahmen 30 
Vertreter daran teil. »Kompromisse im 
Vorfeld einer Wahl wird es mit uns nicht 
geben«, hatte Linke-Fraktionschef Diet-
mar Bartsch den Zeitungen des Redak-
tionsnetzwerks Deutschland vorab un-
zweideutig zu Protokoll gegeben. 

Ursprünglich als Zusammenkunft von 
Politikern der »zweiten Reihe« geplant, 
stieß unerwartet auch ein Schwergewicht 
der Bundesregierung hinzu. SPD-Ge-
neralsekretärin Katarina Barley hatte 
Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) im 
Schlepptau, die SPD-Mitglieder applau-

dierten. »Damit war nicht zu rechnen, 
das war schon überraschend«, sagte Ca-
ren Lay, Vizefraktions- und -parteivor-
sitzende der Linkspartei, am Mittwoch 
zu jW. Nach dem Eingangsreferat des 
Sozialphilosophen Oskar Negt, der den 
Rechtsruck in der Republik geißelte, sei 
Gabriel aber schon wieder verschwun-
den. Zu verstehen ist seine Stippvisi-
te wohl als Affront gegen die aktuellen 
Koalitionspartner, die sich daraufhin 
erwartungsgemäß äußerten. CDU-Ge-
neralsekretär Peter Tauber blies in den 
Zeitungen der Funke-Mediengruppe 
(Mittwoch) zur Attacke: »Die Linke ist 
eine rote AfD«, und sein Kollege von 
der CSU, Andreas Scheuer, sagte dpa: 
»Diese Linksfront würde Deutschland 
massiv schaden«.

Als »ermutigend« bezeichnete Lay 
das Treffen im Nachhinein. Sie sprach 
von einer »guten Stimmung« und da-

von, dass es »deutlich besser gelaufen 
ist als erwartet«. Geradezu euphorisch 
äußerten sich SPD-Abgeordnete wie 
Frank Schwabe. »Es war ein bisschen 
eine Atmosphäre wie in den Flitterwo-
chen«, sagte er laut ARD. Jenseits der 
Harmoniebekundungen gibt es auch ein-
schränkende Stimmen. »Die Atmosphä-
re konnte nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass SPD und Grüne weit entfernt von 
linken Forderungen nach Wiederherstel-
lung des Sozialstaats und einer friedli-
chen Außenpolitik sind«, erklärte Heike 
Hänsel (Linke) gegenüber jW. Dies sei 
aber Voraussetzung für Die Linke, um 
sich an einer Regierung zu beteiligen. 
Der Linke-Abgeordnete Niema Movas-
sat saß nicht in der Runde und kritisier-
te, dass nur ein »ausgewählter Kreis« 
zu dem Treffen eingeladen war. »Das 
Ganze war eine starke mediale Inszenie-
rung«, sagte er zu jW. Michael Merz
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»Unabhängige 
Forscher haben  
es schwer«
Beim Haager Tribunal gegen Monsanto 
stimmten Zeugen aus verschiedenen 
Regionen in ihren Vorwürfen gegen den 
Agrarriesen überein. Gespräch mit Corinne Lepage

Corinne Lepage ist An-
wältin, spezialisiert auf 

Umweltfragen, ehemalige 
französische Umweltmi-

nisterin und war von 2009 
bis 2014 Mitglied des Eu-
ropäischen Parlamentes

Gegen US-Präsenz.

B
IL

D
Q

U
E

L
L

E

Infos und Petition:  

monsanto-tribunald.org
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Das Monsanto-Tribu-
nal vom vergangenen 
Wochenende war eine 

der wichtigsten Initiativen 
der Zivilgesellschaft der ver-
gangenen Jahre. Aus welchem 
Grund haben Sie sich im 
Organisationskomitee enga-
giert?

Das Tribunal vertritt die Rechte 
der internationalen 
Zivilgesellschaft ge-
genüber Monsanto. 
Ich selbst bin Juristin, 
Politikerin und Mit-
glied in zwei Nicht-
regierungsorganisa-
tionen. Daher weiß 
ich, wie schwierig 
es für die Opfer von 
Monsanto ist, gegen 
diesen Konzern zu 
klagen.

Welche Konse-
quenz wird die 
Initiative haben?

Zunächst einmal 
muss man verstehen, 
dass es nicht Ziel des 
Tribunals war, Monsanto zu verur-
teilen oder zu bestrafen. Aus die-
sem Grund ist auch die Reaktion 
von Monsanto, diese Veranstal-
tung sei ein Witz und habe keiner-
lei Bedeutung, völlig irrelevant. 
Es geht nicht um die direkte juri-
stische Konsequenz für den Kon-
zern. Es geht darum herauszufin-
den, ob die Tätigkeiten von Mon-
santo den internationalen Regeln 
entsprechen. Ich hoffe, dass es als 
Ergebnis eine juristische Entschei-
dung darüber geben wird, ob die 
Tätigkeiten von Monsanto legal 
sind und welche nicht.

Eröffnet dieses Tribunal 
Möglichkeiten, internationale 
Strafgesetze für den Schutz 
der Natur und die Gesundheit 
zu etablieren?

Ich denke, jeder kann erkennen, 
dass sich die in Den Haag vorge-
tragenen Zeugenaussagen aus den 
verschiedenen Regionen der Welt 
sehr ähneln. Wir stellen weltweit 
fest: Es gibt die gleichen Erkran-
kungen bei Menschen, die glei-
chen Probleme in der Landwirt-
schaft, die gleichen Probleme in 
der Natur. Das Sterben von Teilen 
der Umwelt ist überall unüberseh-
bar. Was die Möglichkeiten des 
heutigen internationalen Rechts 
diesbezüglich angeht, benötigen 
wir zwei Dinge: Erstens brauchen 
wir ein internationales Strafge-
richt für den Schutz der Natur 
und der Gesundheit. Und zwei-
tens benötigen wir Gesetze, die 
die Verurteilung von multinatio-
nalen Unternehmen ermöglichen. 
Wir haben dazu bereits lokale und 
nationale Strafgesetze, aber wir 

haben keine diesbezüglichen inter-
nationalen Strafgesetze.

Wie schätzen Sie den Einfluss 
des Ergebnisses des Tribunals 
auf die Entwicklung einer 
unabhängigen wissenschaftli-
chen Forschung ein?

Bei den Zeugenaussagen der Wis-
senschaftler konnten wir feststel-
len, wie schwierig es die unab-

hängigen Forscher im 
Moment haben. Die 
Unternehmen haben 
viele Verbindungen 
zu den Universitä-
ten und beeinflussen 
die Forschung. Mit 
ihren Interessen be-
einflussen sie auch 
die Politiker und die 
Mitarbeiter in den 
Verwaltungen. Au-
ßerdem ist es immer 
schwieriger gewor-
den, Geld für die 
Forschung zu bekom-
men. Ich hoffe, dass 
die Entscheidung des 
Tribunals präzisie-

ren helfen wird, welche Studien 
heutzutage als wissenschaftlich 
sicher gelten, welche Ergebnisse 
als wahrscheinlich und welche als 
unbewiesen. Außerdem hoffe ich, 
dass die Rechtsanwälte der Opfer 
in den verschiedenen Ländern die 
Entscheidung des Tribunals für ih-
re Arbeit nutzen und in der Folge 
auch neue Studien fordern werden, 
um damit offene Fragen zu beant-
worten.

Welche Verantwortung ha-
ben die Menschen in den 
Industrie ländern, insbesonde-
re in der BRD?

Die deutsche Öffentlichkeit spielt 
eine sehr wichtige Rolle in Eu-
ropa. Die Menschen in Deutsch-
land sind sehr umweltbewusst 
und nehmen darin eine Vorreiter-
stellung ein. Gleichzeitig ist es 
Deutschland, dass innerhalb der 
EU die Evaluation von Glypho-
sat übernommen hat. Und es sind 
somit deutsche Institutionen, die 
die Evaluationsergebnisse ge-
heimhalten und die Studien nicht 
veröffentlichen bzw. die positive 
Bewertung von Glyphosat seit den 
achtziger Jahren fortsetzen. Mitt-
lerweile sind fast 40 Jahre vergan-
gen, und es gibt neue Studien. Es 
gibt neue Forschungsergebnisse 
zu den Ursachen von Krebs, aber 
die werden nicht berücksichtigt. 
Ich denke, die deutsche Öffent-
lichkeit sollte den Behörden, die 
die Wirkung von Glyphosat evalu-
ieren, viele Fragen stellen.

 Interview: Regina Schwarz

Israelische Polizisten 
 erschießen Palästinenserin
Tel Aviv. Israelische Grenzpolizisten 
haben im Westjordanland eine 19jäh-
rige Palästinenserin erschossen. Die 
palästinensische Nachrichtenagentur 
Maan gibt das Alter der Getöteten mit 
23 Jahren an. Die Frau soll sich laut 
Grenzpolizei am Mittwoch dem gesi-
cherten Kontrollpunkt an der Tapuach-
Kreuzung südlich von Nablus genähert 
haben. Nachdem die Einsatzkräfte 
Warnschüsse abgegeben hatten, soll die 
mutmaßliche Angreiferin ein Messer 
gezogen haben, woraufhin sie von den 
Beamten erschossen wurde. (dpa/jW)

Islamisten sollen aus  
Aleppo abziehen
Istanbul. Der türkische Staatspräsident 
Recep Tayyip Erdogan hat sich nach 
eigenen Angaben bei einem Telefonat 
mit seinem russischen Amtskollegen 
Wladimir Putin auf einen Abzug der 
Fatah Al-Scham aus Aleppo geeinigt. 
»Wir haben diesbezüglich unseren 

Freunden die nötigen Befehle erteilt«, 
sagte Erdogan am Mittwoch vor Orts-
vorstehern in Ankara, ohne weitere 
Details zu nennen. Mit dem Rückzug 
der islamistischen Miliz, die sich frü-
her Al-Nusra-Front nannte, könne der 
»Frieden für das Volk von Aleppo« 
gewährleistet werden. Erdogan warnte 
außerdem vor einer neuen Fluchtbe-
wegung, sollten die Kämpfe in Aleppo 
nicht gestoppt werden.  (dpa/jW)

BASF-Unglück: Leiche im  
Hafen geborgen
Ludwigshafen. Zwei Tage nach der tödli-
chen Explosion bei BASF in Ludwigs-
hafen haben Polizeitaucher in einem 
Hafenbecken die Leiche eines Mannes 
entdeckt. Ob es sich dabei um den ver-
missten Matrosen eines Tankschiffes 
handele, wisse man noch nicht, sagte 
eine Polizeisprecherin am Mittwoch 
in Ludwigshafen. Der Tote müsse erst 
obduziert werden. Bei der Explosion, 
deren Gründe bisher noch nicht geklärt 
sind, waren am Montag zwei Mitarbei-
ter der Werksfeuerwehr getötet wor-

den. Der Matrose wurde anschließend 
vermisst. Mehr als 20 Menschen wur-
den verletzt, darunter mehrere schwer. 
 (dpa/jW)

Klage gegen 
 Beförderungsverbot
Berlin. Das »Zentrum für Politische 
Schönheit« (ZPS) hat am Mittwoch im 
Namen einer Gruppe Geflüchteter aus 
Syrien beim Berliner Verwaltungsge-
richt Klage gegen das Bundesinnenmi-
nisterium eingereicht. Gegenstand sei 
dessen »rechtswidrige Einmischung« 
in die Aktion »Flüchtlinge fressen« 
des ZPS, welche die »Verfassungswid-
rigkeit von Paragraph 63 des Aufent-
haltsgesetzes« belegen sollte. Mit der 
Klageschrift von Rechtsanwalt Markus 
Goldbach werden 23 syrische Flücht-
linge vertreten, denen mit Verweis auf 
das Beförderungsverbot die Einreise 
per Flugzeug verwehrt worden war. 
Im Rahmen des Freilufttheaterstücks 
»Flüchtlinge fressen« war für diesen 
Fall davon gesprochen worden, Ge-
flüchtete an Tiger zu verfüttern.  (jW)

NACHRICHTEN

Mehrere Demonstranten sind am Mittwoch bei Protesten vor der US-Botschaft in der 

philippinischen Hauptstadt Manila durch die Polizei verletzt worden. Wie die Zeitung The Guardian meldete, fuhr ein Po-

lizeiauto in die Kundgebung und überrollte mehrere Menschen, drei Verletzte wurden im Krankenhaus behandelt. Neben 

Studenten nahmen auch Arbeiter und Indigene an der Demonstration teil. Sie forderten das Ende der US-amerikanischen 

Truppenpräsenz in den Philippinen. Organisiert wurde der Protest vom linken Bündnis Bayan (Nation).  (jW)

Rendezvous in Szene gesetzt
»Trialog« zwischen SPD, Linke und Grünen geht im Dezember in neue Runde

Ein zweites Treffen unter der 
Überschrift »Trialog« ist schon 
vereinbart. Am 11. Dezember 

wollen sich SPD, Linkspartei und Grüne 
erneut zusammensetzen, um über eine 
mögliche Koalition nach der Bundes-
tagswahl 2017 zu sprechen. Am Diens-
tag abend traf sich die Runde in Berlin 
erstmals, von jeder Partei nahmen 30 
Vertreter daran teil. »Kompromisse im 
Vorfeld einer Wahl wird es mit uns nicht 
geben«, hatte Linke-Fraktionschef Diet-
mar Bartsch den Zeitungen des Redak-
tionsnetzwerks Deutschland vorab un-
zweideutig zu Protokoll gegeben. 

Ursprünglich als Zusammenkunft von 
Politikern der »zweiten Reihe« geplant, 
stieß unerwartet auch ein Schwergewicht 
der Bundesregierung hinzu. SPD-Ge-
neralsekretärin Katarina Barley hatte 
Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) im 
Schlepptau, die SPD-Mitglieder applau-

dierten. »Damit war nicht zu rechnen, 
das war schon überraschend«, sagte Ca-
ren Lay, Vizefraktions- und -parteivor-
sitzende der Linkspartei, am Mittwoch 
zu jW. Nach dem Eingangsreferat des 
Sozialphilosophen Oskar Negt, der den 
Rechtsruck in der Republik geißelte, sei 
Gabriel aber schon wieder verschwun-
den. Zu verstehen ist seine Stippvisi-
te wohl als Affront gegen die aktuellen 
Koalitionspartner, die sich daraufhin 
erwartungsgemäß äußerten. CDU-Ge-
neralsekretär Peter Tauber blies in den 
Zeitungen der Funke-Mediengruppe 
(Mittwoch) zur Attacke: »Die Linke ist 
eine rote AfD«, und sein Kollege von 
der CSU, Andreas Scheuer, sagte dpa: 
»Diese Linksfront würde Deutschland 
massiv schaden«.

Als »ermutigend« bezeichnete Lay 
das Treffen im Nachhinein. Sie sprach 
von einer »guten Stimmung« und da-

von, dass es »deutlich besser gelaufen 
ist als erwartet«. Geradezu euphorisch 
äußerten sich SPD-Abgeordnete wie 
Frank Schwabe. »Es war ein bisschen 
eine Atmosphäre wie in den Flitterwo-
chen«, sagte er laut ARD. Jenseits der 
Harmoniebekundungen gibt es auch ein-
schränkende Stimmen. »Die Atmosphä-
re konnte nicht darüber hinwegtäuschen, 
dass SPD und Grüne weit entfernt von 
linken Forderungen nach Wiederherstel-
lung des Sozialstaats und einer friedli-
chen Außenpolitik sind«, erklärte Heike 
Hänsel (Linke) gegenüber jW. Dies sei 
aber Voraussetzung für Die Linke, um 
sich an einer Regierung zu beteiligen. 
Der Linke-Abgeordnete Niema Movas-
sat saß nicht in der Runde und kritisier-
te, dass nur ein »ausgewählter Kreis« 
zu dem Treffen eingeladen war. »Das 
Ganze war eine starke mediale Inszenie-
rung«, sagte er zu jW. Michael Merz
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»Unabhängige 
Forscher haben  
es schwer«
Beim Haager Tribunal gegen Monsanto 
stimmten Zeugen aus verschiedenen 
Regionen in ihren Vorwürfen gegen den 
Agrarriesen überein. Gespräch mit Corinne Lepage

Corinne Lepage ist An-
wältin, spezialisiert auf 

Umweltfragen, ehemalige 
französische Umweltmi-

nisterin und war von 2009 
bis 2014 Mitglied des Eu-
ropäischen Parlamentes

Gegen US-Präsenz.
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Infos und Petition:  

monsanto-tribunald.org


